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KURZE BEGRÜNDUNG

Die Kommission hat dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Vorschlag zur 
Änderung der EU-Regelung für die Kontrolle der Ausfuhr von Gütern und Technologien mit 
doppeltem Verwendungszweck vorgelegt. Nach Aussagen der Kommission erstreckt sich 
dieser Vorschlag auf sechs neue allgemeine Ausfuhrgenehmigungen der EU für den Export 
bestimmter unbedenklicher Güter mit doppeltem Verwendungszweck in bestimmte 
unbedenkliche Länder.

Güter mit doppeltem Verwendungszweck (einschließlich Software und Technologie) sind 
zivile Güter, die auch für militärische Zwecke verwendet werden können und die bei der 
Ausfuhr aus der EU Kontrollen unterliegen. Durch diese Kontrollen soll vor allem die 
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen verhindert werden. 

Um sicherzustellen, dass die Kontrolle wirksam ist und im Einklang mit den multilateralen 
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten steht, ist gemäß Artikel 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 1334/2000 die Ausfuhr der in Anhang I aufgeführten Güter mit doppeltem 
Verwendungszweck genehmigungspflichtig. 

Laut Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 gibt es vier Arten von 
Ausfuhrgenehmigungen: 
Die Allgemeine Ausfuhrgenehmigung Nr. EU001 im Sinne von Artikel 6 der Verordnung 
Nr. 1334/2000 erstreckt sich auf den größten Teil der Ausfuhren kontrollierter Güter in sieben 
Länder (Vereinigte Staaten von Amerika, Kanada, Japan, Australien, Neuseeland, Schweiz 
und Norwegen). 

Bei allen anderen Ausfuhren, für die gemäß der Verordnung eine Genehmigung erforderlich 
ist, bleibt die endgültige Entscheidung über die Erteilung einer nationalen Allgemein-, 
Global- oder Einzel-Ausfuhrgenehmigung (Artikel 6 Absatz 2) den nationalen Behörden 
überlassen.

Dieser Entwurf einer Stellungnahme betrifft ausschließlich den Vorschlag der Kommission 
aus dem Jahr 2008 und überlässt es dem federführenden Ausschuss, die Korrelation zwischen 
der endgültigen Haltung des Europäischen Parlaments und der Neufassung der Verordnung 
aus dem Jahr 2009 zu berücksichtigen.1

Im Allgemeinen unterstützt der Verfasser der Stellungnahme den Vorschlag der Kommission, 
die Transparenz, die Überprüfung der Umsetzung der aktuellen Regelungen und die 
Anwendung gleicher Normen zu verbessern.

Der Verfasser ist jedoch nicht mit der Bewertung der Kommission einverstanden, laut der 
unterschiedliche Regulierungen für bestimmte Ausfuhren in den EU-Mitgliedstaaten nicht im 
besten Interesse der gesamten EU stehen. 

                                               
1 Verordnung (EG) Nr. 428/2009 des Rates vom 5. Mai 2009 über eine Gemeinschaftsregelung für die Kontrolle 
der Ausfuhr, der Verbringung, der Vermittlung und der Durchfuhr von Gütern mit doppeltem 
Verwendungszweck (Neufassung).
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Manche Mitgliedstaaten wenden nämlich strengere Ausfuhrkontrollen für Güter mit 
doppeltem Verwendungszweck an als andere. Um die internationale Sicherheit im Einklang 
mit der Strategie für die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen und dem 
Instrument für Stabilität und eine gemeinsame Haltung bei der Kontrolle von 
Waffenausfuhren zu fördern, sollte die EU die Anwendung der strengsten Ausfuhrreglungen 
zu jedem Gut anstreben, die dann für alle Mitgliedstaaten gelten. 

Zusätzlich zu den nachstehenden Änderungsanträgen behält sich der Verfasser der 
Stellungnahme das Recht vor, auf weitere Änderungsanträge vorzulegen, auch eine mögliche 
Ablehnung des gesamten Vorschlags, weil er schwerwiegende Bedenken des Rates der EU 
wegen der möglichen negativen Auswirkungen auf die Zielvorgaben der EU bei innerer und 
äußerer Sicherheit teilt. Daher sollte die Stellungnahme des Ausschusses für internationalen 
Handel einen Ansatz verfolgen, der mindestens so streng ist wie der der Mitgliedstaaten mit 
den strengsten Regelungen zur Ausfuhrkontrolle.

Der Verfasser der Stellungnahme ist der Ansicht, dass die EU einen durchdachten und 
umsichtigen Ansatz verfolgen muss, wenn zuverlässige Daten zur Endverwendung der aus der 
EU exportierten Güter mit doppeltem Verwendungszweck fehlen.

In dieser Hinsicht fordert er die Kommission und den Rat auf, die relevanten Daten bei den 
für Zoll und anderes zuständigen Behörden zu erheben.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 
internationalen Handel, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IIb

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ANHANG II b
ALLGEMEINE 

AUSFUHRGENEHMIGUNG DER 
GEMEINSCHAFT Nr. EU002 

Geringwertige Sendungen

Anhang II b ist zu streichen.

Or. en
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Begründung

Der Verfasser der Stellungnahme ist der Ansicht, dass die Kategorisierung dieser Güter als 
unbedenklich nicht korrekt ist und sie daher nicht in die Allgemeinen Ausfuhrgenehmigungen 
der EU aufgenommen werden kann.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IIc - Teil 3 - Absatz 2 - Unterabsatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) bei einem im Wesentlichen identischen 
Vorgang, wenn die ursprüngliche 
Genehmigung widerrufen worden ist.

(4) wenn die ursprüngliche Genehmigung
annulliert, ausgesetzt, geändert oder
widerrufen worden ist.

Or. en

Begründung

Der vorgeschlagene Wortlaut ist umfassender.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IIc - Teil 3 - Absatz 2 – Unterabsatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a)wenn der Endzweck der in Rede 
stehenden Güter nicht derselbe ist wie der 
in der ursprünglichen 
Ausfuhrgenehmigung angegebene. 

Or. en

Begründung

Mit dem vorgeschlagenen Wortlaut soll die vorgeschlagene Genehmigung enger eingegrenzt 
werden.
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Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IIc - Teil 3 - Absatz 3 - Unterabsatz 2
(in der deutschen Fassung Unterabsatz 6)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) dem Zoll auf dessen Verlangen 
Unterlagen über das Datum der Einfuhr der 
Güter in die Europäische Gemeinschaft, 
über jedwede Instandsetzung der Güter in 
der Europäischen Gemeinschaft und 
darüber vorlegen, dass die Güter zu der 
Person und in das Land zurückbefördert 
werden, aus dem sie in die Europäische 
Gemeinschaft eingeführt worden waren.

(6) dem Zoll auf dessen Verlangen 
Unterlagen über das Datum der Einfuhr der 
Güter in die Europäische Gemeinschaft, 
über jedwede Instandsetzung der Güter in 
der Europäischen Gemeinschaft und 
darüber vorlegen, dass die Güter zu dem 
Endnutzer und in das Land 
zurückbefördert werden, aus dem sie in die 
Europäische Gemeinschaft eingeführt
worden waren.

Or. en

Begründung

Der Vorschlag des Verfassers der Stellungnahme ist genauer.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IIc - Teil 3 - Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Jeder Ausführer, der von dieser
Genehmigung Gebrauch macht, muss die 
zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, 
in dem er (entsprechend der Definition in 
Artikel 6 Absatz 6) niedergelassenen ist, 
vom ersten Gebrauch der Genehmigung
spätestens 30 Tage, nachdem die erste 
Ausfuhr stattgefunden hat, unterrichten.

4. Jeder Ausführer, der von dieser
Allgemeingenehmigung Gebrauch macht, 
muss die zuständigen Behörden des 
Mitgliedstaats, in dem er (entsprechend der 
Definition in Artikel 6 Absatz 6) 
niedergelassenen ist, und die Kommission
vom ersten Gebrauch dieser Genehmigung
vor dem Tag, an dem die erste Ausfuhr
stattfindet, unterrichten.

Die Mitgliedstaaten legen fest, wie über 
die Nutzung dieser Genehmigung Bericht 
erstattet wird und welche zusätzlichen 
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Informationen der Mitgliedstaat, aus dem 
die Ausfuhr erfolgt, zu Gütern, die mit 
dieser Genehmigung ausgeführt werden, 
anfordern muss.
Ein Mitgliedstaat verlangt von den in 
diesem Mitgliedstaat niedergelassenen 
Ausführern, sich vor dem ersten 
Gebrauch dieser Genehmigung 
registrieren zu lassen. Die Registrierung 
erfolgt automatisch und wird dem 
Ausführer unverzüglich von den 
zuständigen Behörden bestätigt, 
spätestens binnen 10 Arbeitstagen nach 
Eingang des Registrierungsantrags.
Gegebenenfalls müssen die 
Bestimmungen des zweiten und dritten 
Unterabsatzes auf den Bestimmungen 
beruhen, die Mitgliedstaaten, die 
nationale allgemeine 
Ausfuhrgenehmigungen ausstellen, für 
die Nutzung solcher Genehmigungen 
festgelegt haben.
Jeder Ausführer, der diese 
Allgemeingenehmigung nutzt, hat die 
zuständige nationale Behörde des 
Mitgliedstaats, in dem er niedergelassen 
ist, und die Kommission über die Menge, 
den Wert und den Bestimmungsort jedes 
ausgeführten Gutes zu informieren. Zu 
diesen Informationen zählen auch eine 
Beschreibung der ausgeführten Güter 
sowie die in Anhang I dieser Verordnung 
dargelegte relevante 
Kontrolllistenreferenz.
Die Kommission veröffentlicht die ihr 
übermittelten Informationen in Reihe C 
des Amtsblatts der Europäischen Union.

Or. en

Begründung

Diese Änderung sieht eine Ex-ante-Unterrichtung der Mitgliedstaaten und der Kommission 
sowie die und die dortige Registrierung vor und fördert somit die Transparenz.
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Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IId - Teil 3 - Absatz -1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

-1a Diese Allgemeingenehmigung 
berechtigt zur Ausfuhr von in Teil 1 
aufgeführten Gütern unter der 
Bedingung, dass die Ausfuhr eine 
vorübergehende Ausfuhr zu 
Ausstellungen oder Messen ist und dass 
die Güter binnen 120 Tagen nach der 
ursprünglichen Ausfuhr vollständig und 
unverändert wieder in das Zollgebiet der 
Europäischen Union eingeführt werden 
sollen.

Or. en

Begründung
Diese Änderung enthält die neue Bedingung, dass die in Rede stehenden Güter binnen einer 
bestimmten Zeitspanne wieder eingeführt werden.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IId - Teil 3 - Absatz 1 - Unterabsatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) wenn der Ausführer ihre 
Rückbeförderung in ihrem 
ursprünglichen Zustand ohne 
Entfernung, Kopieren oder Weitergabe 
irgendeines Bestandteils oder irgendeiner 
Software nicht garantieren kann oder 
wenn der Technologietransfer mit einer 
Präsentation verbunden ist;

Or. en
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Begründung

Diese Änderung bringt für die Ausfuhrgenehmigung eine zusätzliche Absicherung mit sich.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IId - Teil 3 - Absatz 1 - Unterabsatz 4 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4b) wenn die in Rede stehenden  Güter 
zum Zweck einer privaten Präsentation 
oder Demonstration (z. B. in internen 
Ausstellungsräumen) ausgeführt werden 
sollen;

Or. en

Begründung

Diese Änderung bringt für die Ausfuhrgenehmigung eine zusätzliche Absicherung mit sich.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IId - Teil 3 - Absatz 1 - Unterabsatz 4 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4c) wenn die in Rede stehenden Güter in 
ein Produktionsverfahren einfließen 
sollen;

Or. en

Begründung

Diese Änderung bringt für die Ausfuhrgenehmigung eine zusätzliche Absicherung mit sich.
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Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IId - Teil 3 - Absatz 1 - Unterabsatz 4 d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4d) wenn die in Rede stehenden Güter zu 
ihrem beabsichtigten Zweck verwendet 
werden sollen, mit Ausnahme der 
Mindestanforderungen für eine 
wirkungsvolle Demonstration, jedoch 
ohne Dritten spezifische Testergebnisse 
zur Verfügung zu stellen; 

Or. en

Begründung

Diese Änderung bringt für die Ausfuhrgenehmigung eine zusätzliche Absicherung mit sich.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IId - Teil 3 - Absatz 1 - Unterabsatz 4 e (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4e) wenn die Ausfuhr das Ergebnis einer 
Handelstransaktion ist, insbesondere 
wenn die in Rede stehenden Güter 
verkauft, vermietet oder verleast werden;

Or. en

Begründung

Diese Änderung bringt für die Ausfuhrgenehmigung eine zusätzliche Absicherung mit sich.
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Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IId - Teil 3 - Absatz 1 - Unterabsatz 4 f (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4f) wenn die in Rede stehenden Güter 
auf einer Ausstellung oder Messe nur 
zum Verkauf, zur Vermietung oder zum 
Leasing gelagert werden sollen, ohne dass 
eine Präsentation oder Demonstration 
erfolgt;

Or. en

Begründung

Diese Änderung bringt für die Ausfuhrgenehmigung eine zusätzliche Absicherung mit sich.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IId - Teil 3 - Absatz 1 - Unterabsatz 4 g (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4g) wenn der Ausführer Vorkehrungen 
trifft, die zur Folge haben, dass er die in 
Rede stehenden Güter nicht während der 
gesamten Dauer der vorübergehenden 
Ausfuhr unter Kontrolle hat;

Or. en

Begründung

Diese Änderung bringt für die Ausfuhrgenehmigung eine zusätzliche Absicherung mit sich.
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Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IId - Teil 3 - Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Jeder Ausführer, der von dieser 
Allgemeingenehmigung Gebrauch macht, 
muss die zuständigen Behörden des 
Mitgliedstaats, in dem er (entsprechend der 
Definition in Artikel 6 Absatz 6) 
niedergelassenen ist, vom ersten Gebrauch 
dieser Genehmigung spätestens 30 Tage, 
nachdem die erste Ausfuhr stattgefunden 
hat, unterrichten.

3. Jeder Ausführer, der von dieser 
Allgemeingenehmigung Gebrauch macht, 
muss die zuständigen Behörden des 
Mitgliedstaats, in dem er (entsprechend der 
Definition in Artikel 6 Absatz 6) 
niedergelassenen ist, und die Kommission
vom ersten Gebrauch dieser Genehmigung
vor dem Tag, an dem die erste Ausfuhr
stattfindet, unterrichten.

Die Mitgliedstaaten legen fest, wie über 
die Nutzung dieser Genehmigung Bericht 
erstattet wird und welche zusätzlichen 
Informationen der Mitgliedstaat, aus dem 
die Ausfuhr erfolgt, zu Gütern, die mit 
dieser Genehmigung ausgeführt werden, 
anfordern muss.
Ein Mitgliedstaat verlangt von den in 
diesem Mitgliedstaat niedergelassenen 
Ausführern, sich vor dem ersten 
Gebrauch dieser Genehmigung 
registrieren zu lassen.Die Registrierung 
erfolgt automatisch und wird dem 
Ausführer unverzüglich von den 
zuständigen Behörden bestätigt, 
spätestens binnen 10 Arbeitstagen nach 
Eingang.
Gegebenenfalls müssen die 
Bestimmungen des zweiten und dritten 
Unterabsatzes auf den Bestimmungen 
beruhen, die Mitgliedstaaten, die 
nationale allgemeine 
Ausfuhrgenehmigungen ausstellen, für 
die Nutzung solcher Genehmigungen 
festgelegt haben.
Jeder Ausführer, der diese 
Allgemeingenehmigung nutzt, hat die 
zuständige nationale Behörde des 
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Mitgliedstaats, in dem er niedergelassen 
ist, und die Kommission über die Menge, 
den Wert und den Bestimmungsort jedes 
ausgeführten Gutes zu informieren. Zu 
diesen Informationen zählen auch eine 
Beschreibung der ausgeführten Güter 
sowie die in Anhang I dieser Verordnung 
dargelegte relevante 
Kontrolllistenreferenz.
Die Kommission veröffentlicht die ihr 
übermittelten Informationen in Reihe C 
des Amtsblatts der Europäischen Union.

Or. en

Begründung

Diese Änderung sieht eine Ex-ante-Unterrichtung der Mitgliedstaaten und der Kommission 
sowie die Registrierung vor und fördert somit die Transparenz.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IId - Teil 3 - Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Für die Zwecke dieser Genehmigung ist
„Ausstellung“ jede Handels- oder 
Industrieausstellung, Messe oder ähnliche 
öffentliche Zurschaustellung, die nicht zu 
privaten Zwecken in Ladengeschäften oder 
auf Unternehmensgrundstücken zum 
Zweck des Verkaufs ausländischer Güter 
durchgeführt wird, während derer die 
Güter unter Zollaufsicht verbleiben.

4. Für die Zwecke dieser Genehmigung ist
„Ausstellung oder Messe“ jede Handels-
oder Industrieausstellung, Messe oder 
ähnliche öffentliche Zurschaustellung, die 
nicht zu privaten Zwecken in 
Ladengeschäften oder auf 
Unternehmensgrundstücken zum Zweck
des Verkaufs ausländischer Güter 
durchgeführt wird, während derer die 
Güter unter Zollaufsicht verbleiben.

Or. en

Begründung

Diese Änderung schafft Konsistenz mit dem von der Kommission vorgeschlagenen Titel des 
Anhangs.
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Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IIe

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Anhang II e ist zu streichen.

Or. en

Begründung

Der Verfasser der Stellungnahme ist der Ansicht, dass Computer und Zubehör keine 
unbedenklichen Güter sind und daher nicht in die allgemeinen Ausfuhrgenehmigungen der 
EU aufgenommen werden können.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IIf - Teil 3 - Absatz 1  - Unterabsatz 1 - Buchstabe c a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ca) Cyberangriffe auszuführen;

Or. en

Begründung

Mit dieser Änderung sollen Ausfuhrgenehmigungen für Güter verhindert werden, mit denen 
Cyberangriffe durchgeführt werden können.
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Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IIf - Teil 3 - Absatz 1  - Unterabsatz 1 - Buchstabe c b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

cb) im Zusammenhang mit einer 
Verletzung der Menschenrechte, der 
demokratischen Grundsätze oder der 
Meinungsfreiheit verwendet zu werden;

Or. en

Begründung

Für Güter, mit denen Regierungen die Menschenrechte oder die Meinungsfreiheit verletzen 
können, sollten keine allgemeinen Ausfuhrgenehmigungen ausgestellt werden.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IIf - Teil 3 - Absatz 1 - Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) von denen dem Ausführer bekannt ist, 
dass sie ganz oder teilweise für eine der in
Artikel 4 Absätze 1 und 2 angeführten 
Verwendungen bestimmt sind.

(2) von denen dem Ausführer bekannt ist, 
dass sie ganz oder teilweise für eine der in
Unterabsatz 1 angeführten Verwendungen 
bestimmt sind.

Or. en

Begründung

Mit der Änderung werden die Bedingungen für Ausfuhrgenehmigungen im Vergleich zu der 
Bezugnahme auf Artikel 4 (Absätze 1 und 2) erweitert.
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Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IIf - Teil 3 - Absatz 1 - Unterabsatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) wenn die Güter an einen anderen 
Bestimmungsort als in Teil 2 dieser 
Genehmigung bzw. Anhang II a Teil 2 
aufgeführt oder in einen EU-
Mitgliedstaat wieder eingeführt werden.

Or. en

Begründung

Diese Änderung bringt für die Ausfuhrgenehmigung eine zusätzliche Absicherung mit sich.

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IIf - Teil 3 - Absatz 3 - Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) die zuständigen Behörden des 
Mitgliedstaats, in dem er (entsprechend der 
Definition in Artikel 6 Absatz 6) 
niedergelassen ist, vom ersten Gebrauch
der Genehmigung spätestens 30 Tage 
nach dem Datum der ersten Ausfuhr
unterrichten;

(1) die zuständigen Behörden des 
Mitgliedstaats, in dem er (entsprechend der 
Definition in Artikel 6 Absatz 6) 
niedergelassen ist, und die Kommission
vom ersten Gebrauch dieser Genehmigung
vor dem Datum der ersten Ausfuhr
benachrichtigen.
Die Mitgliedstaaten legen fest, wie über 
die Nutzung dieser Genehmigung Bericht 
erstattet wird und welche zusätzlichen 
Informationen der Mitgliedstaat, aus dem 
die Ausfuhr erfolgt, zu Gütern, die mit 
dieser Genehmigung ausgeführt werden, 
anfordern muss.
Ein Mitgliedstaat fordert von den in 
diesem Mitgliedstaat niedergelassenen
Ausführern, sich vor dem ersten 
Gebrauch dieser Genehmigung 
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registrieren zu lassen. Die Registrierung 
erfolgt automatisch und wird dem 
Ausführer unverzüglich von den 
zuständigen Behörden bestätigt, 
spätestens binnen 10 Arbeitstagen nach 
Eingang.
Gegebenenfalls müssen die 
Bestimmungen des zweiten und dritten 
Unterabsatz auf den Bestimmungen 
beruhen, die Mitgliedstaaten, die 
nationale allgemeine 
Ausfuhrgenehmigungen ausstellen, für 
die Nutzung solcher Genehmigungen 
festgelegt haben.
Jeder Ausführer, der diese 
Allgemeingenehmigung nutzt, hat die 
relevante nationale Behörde des 
Mitgliedstaats, in dem er niedergelassen 
ist, und die Kommission über die Menge, 
den Wert und den Bestimmungsort jedes 
ausgeführten Gutes zu informieren. Zu 
diesen Informationen zählen auch eine 
Beschreibung der ausgeführten Güter 
sowie die in Anhang I dieser Verordnung 
dargelegte relevante 
Kontrolllistenreferenz.
Die Kommission veröffentlicht die ihr 
übermittelten Informationen in Reihe C 
des Amtsblatts der Europäischen Union.

Or. en

Begründung

Diese Änderung sieht eine Ex-ante-Unterrichtung der Mitgliedstaaten und der Kommission 
sowie die dortige Registrierung vor und fördert somit die Transparenz.

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IIg - Teil 3 - Absatz 1 - Unterabsatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) wenn die Güter an einen anderen 
Bestimmungsort als in Teil 2 dieser 
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Genehmigung bzw. Anhang II a Teil 2 
aufgeführt oder in einen EU-
Mitgliedstaat wieder eingeführt werden.

Or. en

Begründung

Diese Änderung bringt für die Ausfuhrgenehmigung eine zusätzliche Absicherung mit sich.

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IIg - Teil 3 - Absatz 1 - Unterabsatz 2 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) von denen dem Ausführer bekannt ist, 
dass sie ganz oder teilweise für eine der in 
Artikel 4 Absätze 1 und 2 angeführten 
Verwendungen bestimmt sind.

(2) die ganz oder teilweise für eine der in 
Artikel 4 Absätze 1 und 2 angeführten 
Verwendungen bestimmt sind.

Or. en

Begründung

Diese Änderung bringt für die Ausfuhrgenehmigung eine zusätzliche Absicherung mit sich.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang - Anhang IIg - Teil 3 - Absatz 4 - Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) die zuständigen Behörden des 
Mitgliedstaats, in dem er (entsprechend der 
Definition in Artikel 6 Absatz 6) 
niedergelassen ist, vom ersten Gebrauch
der Genehmigung spätestens 30 Tage 
nach dem Datum der ersten Ausfuhr

(1) die zuständigen Behörden des 
Mitgliedstaats, in dem er (entsprechend der 
Definition in Artikel 6 Absatz 6) 
niedergelassen ist, und die Kommission
vom ersten Gebrauch dieser Genehmigung
vor dem Datum der ersten Ausfuhr
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unterrichten; benachrichtigen.
Die Mitgliedstaaten legen fest, wie über 
die Nutzung dieser Genehmigung Bericht 
erstattet wird und welche zusätzlichen 
Informationen der Mitgliedstaat, aus dem 
die Ausfuhr erfolgt, zu Gütern, die mit 
dieser Genehmigung ausgeführt werden, 
anfordern muss.
Ein Mitgliedstaat verlangt von den in 
diesem Mitgliedstaat niedergelassenen 
Ausführern, sich vor dem ersten 
Gebrauch dieser Genehmigung 
registrieren zu lassen. Die Registrierung 
erfolgt automatisch und wird dem 
Ausführer unverzüglich von den 
zuständigen Behörden bestätigt, 
spätestens binnen 10 Arbeitstagen nach 
Eingang.
Gegebenenfalls müssen die 
Bestimmungen des zweiten und dritten 
Unterabsatzes auf den Bestimmungen 
beruhen, die Mitgliedstaaten, die 
nationale allgemeine 
Ausfuhrgenehmigungen ausstellen, für 
die Nutzung solcher Genehmigungen 
festgelegt haben.
Jeder Ausführer, der diese 
Allgemeingenehmigung nutzt, hat die 
zuständige nationale Behörde des 
Mitgliedstaats, in dem er niedergelassen 
ist, und die Kommission über die Menge, 
den Wert und den Bestimmungsort jedes 
ausgeführten Gutes zu informieren. Zu 
diesen Informationen zählen auch eine 
Beschreibung der ausgeführten Güter 
sowie die in Anhang I dieser Verordnung 
dargelegte relevante 
Kontrolllistenreferenz.
Die Kommission veröffentlicht die ihr 
übermittelten Informationen in Reihe C 
des Amtsblatts der Europäischen Union.

Or. en
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Begründung

Diese Änderung sieht eine Ex-ante-Unterrichtung der Mitgliedstaaten und der Kommission 
sowie die dortige Registrierung vor und fördert somit die Transparenz.


